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Vorlage: AF/0102/2017 Datum: 16.11.2017 

 

Verfasser: 08-AfD-Ratsfraktion Az.:  

Betreff: 

Anfrage der AfD- Ratsfraktion: Pensionsansprüche des Oberbürgermeisters Hofmann-

Göttig 

Gremienweg: 

01.02.2018 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Anfrage: 

 

Laut einem Bericht des SWR führte die vorzeitige Versetzung des Koblenzer Oberbürgermeisters 

Hofmann-Göttig in den Ruhestand zu keinem „Dienstherrenwechsel“. Hätte es ihn gegeben, hätte 

sich das Land zu einem größeren Teil an den künftigen Pensionszahlungen beteiligen müssen. 

Dadurch ist der Stadt Koblenz laut Berichten des Landesrechnungshofes ein finanzieller Nachteil in 

Höhe von etwa 700.000 Euro entstanden (https://www.swr.de/swraktuell/rp/koblenz/stadt-koblenz-

hat-finanziellen-nachteil-durch-umstrittenes-ruhegehalt-von-joachim-hofmann-goettig/-

/id=1642/did=20608382/nid=1642/udq36y/index.html). 

 

Ich frage die Stadt: 

1. Wie hoch sind die monatlichen Zusatzkosten für die Stadt Koblenz durch den nicht erfolgten 

Dienstherrenwechsel und den deshalb wegfallenden Pensionszahlungen des Landes Rhein-

land-Pfalz genau?  

2. Hätte eine Beteiligung des Landes Rheinland-Pfalz am Ruhegehalt für Oberbürgermeister 

Hofmann-Göttig Einfluss auf dessen Gesamthöhe gehabt? 

3.  Falls ja: In welcher Höhe? 

4. Inwiefern sieht die Stadt die Notwendigkeit, die Pensionsregelungen dahingehend anzupas-

sen bzw. eine Anpassung einzufordern, dass sich unabhängig bestimmter Fallkonstellationen 

alle Dienstherren eines politischen Beamten grundsätzlich an dessen Versorgung beteiligen? 

 

Rolf Pontius 

AfD- Fraktionsvorsitzender Koblenz 

 

 








